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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/1821 — 


Entwurf eines Gesetzes zum Zweiten Zusatzprotokoli vom 17. März 1978 zum 
Europäischen Auslieferungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 


A. Problem 

Das Europäische Auslieferungsübereinkommen von 1957 bedarf 
angesichts der aus seiner Anwendung gewonnenen Erfahrungen 
imd der Entwicklungen im Auslieferungsrecht ergänzender Rege- 
lungen. Das Zweite Zusatzprotokoll erweitert zur Verbesserung 
der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen den Anwen- 
dungsbereich des Übereinkommens, schließt Regelungslücken 
imd vereinfacht das Verfahren. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig bei Stimmenthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf imverändert anzu- 
nehmen. 

Der Gesetzentwurf dient der Ratifikation des Zweiten Zusatzproto- 
kolls vom 17. März 1978 zum Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommen vom 13. Dezember 1957. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 
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Beschlußemfpfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/1821 — unverändert anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 7. August 1989 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich Buschhorn Schmidt (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Buschbom und Schmidt (München) 


1. Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zum Zweiten Zusatzprotokoll 
vom 17. März 1978 zum Europäischen Aushefe- 
rungsübereinkommen vom 13. Dezember 1957 in 
seiner 83. Sitzung vom 9. Juni 1988 in erster Le- 
sung im vereinfachten Verfahren an den Rechts - 
ausschuß zur Beratung überwiesen. In seiner 
51. Sitzung am 21. Juiü 1989 hat der Rechtsaus- 
schuß den Gesetzentwurf beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt bei Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN einstimmig die unverän- 
derte Annahme des Gesetzentwurfs. 

2. Der vorhegende Gesetzentwurf dient der Ratifika- 
tion des Zweiten Zusatzprotokohs vom 17. März 
1978 zum Europäischen Ausheferungsüberein- 
kommen vom 13. Dezember 1957. Bei der Anwen- 
dung des Ausheferungsübereinkommens von 1957 
sind in der Praxis Regelungslücken, Unklarheiten 
und unbefriedigende Hindernisse aufgetreten. Das 
Zweite Zusatzprotokoh enthält die ergänzenden 
Regelungen, die diesen Erkenntnissen und insge- 
samt der fortgeschrittenen Entwicklung auf dem 
Gebiet des Ausheferungsrechts Rechnung tragen 
soUen. 

Erstreckte sich bisher die „akzessorische Aushefe- 
rung" ledighch auf mit Freiheitsstrafe bewehrte 
Straftaten, sieht das Zweite Zusatzprotokoll auch 
die Einbeziehung solcher Zuwiderhandlungen vor, 
die mit Geldstrafe oder anderen geldhchen Sank- 
tionen bedroht sind. Zur Stärkung der zwischen- 
staathchen Zusammenarbeit und insbesondere 
zur besseren Bekämpfung grenzüberschreitender 


Bonn, den 7. August 1989 


Wirtschaftskriminahtät werden ferner die „fiskah- 
schen strafbaren Handlungen" — Abgaben-, 
Steuer-, Zoh- und Devisenstrafsachen — grund- 
sätzhch in die Ausheferungsverpfhchtung einbezo- 
gen. 

Durch das Zweite Zusatzprotokoh wird auch — 
unter näher bezeichneten Voraussetzungen — die 
Möghchkeit der Ausheferung zur Strafvohstrek- 
kung auf der Grundlage eines Abwesenheitsurteils 
eröffnet. Demgegenüber wird klargesteUt, daß eine 
Ausheferung wegen einer im ersuchten Staat unter 
eine Amnestie faUenden Straftat nicht bewilhgt 
wird, wenn dieser Staat für die Tat nach eigenem 
Strafrecht zuständig ist. 

Schheßhch sieht das Zweite Zusatzprotokoh zur 
Beschleunigung und Erleichterung der Ausliefe- 
rungsverfahren regelmäßig als Geschäftsweg den 
zwischen den betreffenden Justizministerien vor, 
ohne daß dadurch jedoch der diplomatische Ge- 
schäftsweg ausgeschlossen wird. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die 
Denkschrift zum Zusatzprotokoh (abgedruckt in 
Drucksache 11/1821) verwiesen. 

3. Der Gesetzentwurf hat im Rechtsausschuß die un- 
eingeschränkte Unterstützung der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP gefunden. Auch die Frak- 
tion DIE GRÜNEN begrüßte den Entwurf in weiten 
Teilen, übte jedoch Stimmenthaltung wegen der 
nach ihrer Auffassung zu weitgehenden Einbezie- 
hung von mit Geldstrafen oder anderen geldhchen 
Sanktionen bedrohten Zuwiderhandlungen. 


Buschbom Schmidt (München) 

Berichterstatter 
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